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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (16. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung über den erweiterten 
Verkehrswegeplan für das Zonenrandgebiet 

hier: Bericht des Bundesministers für Verkehr 1974 über den 

Fortgang der Verkehrserschließung des Zonenrandgebietes 
- Drucksache 7/2992 — 


A. Problem 

Durch die Teilung Deutschlands sind viele Verkehrswege zum 
Zonenrandgebiet und innerhalb dieses Gebietes unterbrochen. 


B. Lösung 

Die Verkehrserschließung im Zonenrandgebiet ist im Rahmen 
des Ausbaues der Bundesverkehrswege gemäß § 4 des Geset- 
zes zur Förderung des Zonenrandgebietes (Zonenrandförde- 
rungsgesetz) (BGBl. I S. 1237) vom 5. August 1971 bevorzugt 
zu fördern. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht der Abgeordneten Böhm (Melsungen) und Zebisch 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 144. Sitzung 
vom 24. Januar 1975 die obengenannte Vorlage 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aus- 
schuß für innerdeutsche BezieTiungen federführend 
und des Verkehrsausschuß mitberatend überwie- 
sen. 

Nach der Empfehlung des Verkehrsausschusses, 
den Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis zu 
nehmen, hat der Ausschuß für innerdeutsche Be- 
ziehungen diesen Bericht am 12. März und 4. Juni 
1975 beraten und ihn am 18. Juni 1975 in der vor- 
liegenden Form abschließend behandelt. 

Die Arbeitsgruppe „Zonenrandförderung'' des 
Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen befaßte 
sich ebenfalls mit diesem Bericht. 

I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 210. Sitzung 
vom 22. Januar 1969 die Bundesregierung aufgefor- 
dert, alle zwei Jahre — erstmals 1970 — über den 
Fortgang der Verkehrserschließung des Zonenrand- 
gebietes zu berichten. 

Mit Drucksache 7/64 leitete der Bundesminister 
für Verkehr den zweiten Bericht dem Deutschen 
Bundestag zu. 

Der Ausschuß nahm die im Berichtszeitraum 
(1970 bis 1972) von der Bundesregierung durchge- 
führten Maßnahmen zur Kenntnis (Drucksache 
7/1289). Die Bundesregierung wurde in dem dama- 
ligen Bericht aufgefordert, ihre Bemühungen in der 
Verkehrserschließung des Zonenrandgebietes fort- 
zusetzen und bei der künftigen Berichterstattung die 
Auswirkungen der Verpflichtungen nach § 4 des 
im Jahre 1971 verabschiedeten Zonenrandförde- 
rungsgesetzes besonders darzustellen. Hierbei sollte 
der Nachweis über durchgeführte Maßnahmen eine 
Regionalaussage nach Kriterien der Flächenerschlie- 
ßung beinhalten. 

II. Kontaktgespräche mit der DDR und weitere 
Übergänge in die CSSR 

1. Trotz der Eröffnung weiterer vier Straßenüber- 
gänge in die DDR nach Inkrafttreten des Grund- 
lagenvertrages sollte die Bundesregierung wei- 
terhin bemüht sein, bei den Fachgesprächen über 
die Fortführung und Erweiterung der Verkehrs- 
erschließung eine weitere Zunahme der Grenz- 
übergänge zu erreichen. 

2. Daß im Berichtszeitraum keine weiteren Grenz- 
übergänge in die CSSR eröffnet werden konn- 
ten, ist bedauerlich, darf aber die Bundesregie- 
rung in ihrem Bemühen nicht abhalten, bei wei- 
teren Beratungen mit der Regierung der CSSR 
auf die Eröffnung weiterer Grenzübergänge hin- 
zuwirken. 


Dabei sollte erneut die Weiterführung der Auto- 
bahn Amberg-Pfreimd-Waidhaus-CSSR in die 
weiteren Überlegungen einbezogen werden, da 
dieses Projekt auf beiden Seiten der Grenze 
infrastrukturell und wirtschaftlich geringer er- 
schlossene Gebiete wesentlich besser an das 
europäische Verkehrsnetz anschließen würde. 

III. Eisenbahn 

Der Ausschuß hatte in seinem Bericht vom 28. No- 
vember 1973 (Drucksache 7/1289) darauf hingewie- 
sen, daß eine optimale Anschlußverbindung aus 
dem Zonenrandgebiet zu schaffen sei, ebenso 
Schnellverbindungen aufzubauen seien, die in das 
Intercitynetz integriert werden könnten. 

Da der Bundesverkehrsminister auf diesem Gebiet 
noch keine Initiativen entwickelt hat, wird die Bun- 
desregierung erneut aufgefordert, in diesem Bericht 
Vorstellungen zu entwickeln, die eine bessere und 
schnellere Personenbeförderung gewährleisten. 

Die im Berichtszeitraum vorgenommenen Investi- 
tionen bei der Deutschen Bundesbahn werden zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen. Doch der in den 
vergangenen Jahren erheblich zunehmende Rück- 
zug der Bundesbahn aus der Fläche führte zu einer 
weiteren Einschränkung der Verkehrsbedienung im 
Zonenrandgebiet und widerspricht damit § 4 des 
Zonenrandförderungsgesetzes. Der Bericht des Bun- 
desverkehrsministers weist aus, daß insgesamt 
23 Streckenstillegungsmaßnahmen durchgeführt 
worden sind. 

Bei der Stillegung von Nebenbahnstrecken muß 
für einen gleichwertigen Ersatzverkehr gesorgt wer- 
den; dies gilt auch insbesondere bei der Schließung 
von Stückgutbahnhöfen. 

IV. Bundesfernstraßen 

Im Zonenrandgebiet sollte die Einbindung in das 
Autobahnnetz der Bundesrepublik gezielter betrie- 
ben werden. Bei der Aufstellung des 2. Fünf-Jahres- 
planes für den Ausbau der Bundesfernstraßen ist 
dem Erschließungseffekt besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen und seine Gleichrangigkeit mit der Ver- 
kehrsdichte zu sichern. Die Verkehrsverbindungen 
zwischen Berlin und dem Bundesgebiet sollten so 
gestaltet werden, daß sie den größtmöglichen struk- 
turpolitischen Effekt für das Zonenrandgebiet brin- 
gen. 

V. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden 

Bei der Darstellung der in das Zonenrandgebiet 
geflossenen Finanzmittel für den kommunalen Stra- 
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ßenhau und den öffentlichen Personennahverkehr 
sollen in künftigen Berichten die entsprechenden 
Zahlen für das gesamte Bundesgebiet mit ausgewie- 
sen werden, damit der im Zonenrandgebiet davon 
eingesetzte Anteil jeweils sichtbar wird. 

Der öffentliche Personenverkehr erfüllt auch für 
die Bevölkerung im Zonenrandgebiet eine wichtige 
Funktion. Die Bildung von Verkehrsverbünden 
sollte deshalb unter Einschluß der privaten Ver- 
kehrsträger intensiv betrieben und stärker geför- 
dert werden. 


VI. Bundeswasserstraßen 

Der Ausschuß begrüßt, daß im Berichtszeitraum 
im Zonenrandgebiet im Bereich der Bundeswasser- 
straßen im Hinblick auf § 4 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes der Ausbau der Bundeswasserstraßen 
weiter gefördert worden ist. 

Der Ausbau der Bundeswasserstraßen trägt in ver- 
schiedenen Teilen des Zonenrandgebietes wesent- 
lich zur Verbesserung der Verkehrslage bei. So ist 
angesichts der schwierigen Wettbewerbslage von 
Lübeck, dem größten Ostseehafen der Bundesrepu- 
blik, der Ausbau des Elbe-Lübeck-Kanals von be- 
sonderer Bedeutung. Durch die Fertigstellung der 
Rhein-Main-Donau-Verbindung könnte die Situation 


besonders benachteiligter Gebiete des bayerischen 
Zonenrandgebietes wesentlich verbessert werden. 

VII. Regionalluftverkehr 

Der Ausschuß bittet die Bundesregierung, auf die 
von den Bundesländern gebildete Arbeitsgruppe zur 
Förderung des Regionalluftverkehrs einzuwirken, 
baldmöglichst die organisatorischen und finanziel- 
len Voraussetzungen für eine luftfahrtmäßige Er- 
schließung und Entwicklung des Zonenrandgebietes 
zu schaffen. 

VIIL Zusammenfassung 

Die Verkehrserschließung und -bedienung bleibt 
nach wie vor ein zentrales Problem für das Zonen- 
randgebiet. Der § 4 des Zonenrandförderungsgeset- 
zes verpflichtet die Bundesregierung, den Ausbau 
der Bundesverkehrswege bevorzugt zu fördern und 
für die öffentliche Verkehrsbedienung Verkehrsver- 
bünde zu schaffen. Der unterschiedlichen, regiona- 
len Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur in den ein- 
zelnen Zonenrandländern sollte zukünftig durch 
schwerpunktmäßige Konzentration von Maßnahmen, 
die eine nachhaltige regionale Verbesserung der 
Erschließung und Anbindung erwarten lassen, mehr 
Rechnung getragen werden. 


Bonn, den 10. Dezember 1975 


Böhm (Melsungen) Zebisch 
Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 7/2992 — zur Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1975 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wrangel Böhm (Melsungen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Zebisch 
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